
Der Radikalenerlass
SPD verlangt mehr Tempo bei Forschungsprojekt

den Betroffenen eine wissenschaft­
liche Aufarbeitung zu. Weirauch be­
klagt nun, mit dem Ausscheiden der
SPD aus der Regierung im Jahr 2016
sei die Sache "offenbar zum Erlie­
gen gekommen".

Das Land überweist der Uni Hei­
delberg 248000 Euro für das For­
schungsprojekt. Das Geld fließt aus
dem Etat des Wissenschaftsministe­
riums, das die Heidelberger Grü­
nen-Politikerin Theresia Bauer lei­
tet. Staatsministerin Tberesa Schop­
per (Grüne) begrüßt das For­
schungsvorhaben und sieht darin

"einen wichtigen Beitrag
zur wissenschaftlichen Auf­
arbeilung".

Eigene Regeln Es gehe um
die Vorgeschichte des Radi­
kaienerlasses und die Fol­
gen für Baden-Württem­
berg zwischen 1968 und
2018. 1m Mittelpunkt der
Studie stehen nach Schop­
pers Darstellung die Fra-
gen, wer wegen politischer

Aktivitäten nicht im öffentlichen
Dienst übernommen wurde. Neben
dem bundesweit gültigen .Extre­
mistenbeschluss" hatte Baden­
Württemberg mit dem "Schiess-Er­
lass" eigene Regeln zur Überprü­
fung der Verfassungstreue von an­
gehenden Beamten erlassen. Ande­
re Bundesländer sind bei der Aufar­
beitung schneller: Niedersachsen
zum Beispiel hat eine Landesbeauf­
tragte für die Aufarbeitung der
Schicksale vom Radikalenerlass be­
troffenen Personen eingesetzt. pre

(

STUTTGART Dreieinhalb Jahre nach
der Ankündigung hat die wissen­
schaftliche Aufarbeitung der Folgen
des "Radikalenerlasses" begonnen.
Das Forschungsprojekt der Univer­
sität Heidelberg über die Berufsver­
bote in Baden-Württemberg ist auf
drei Jahre angelegt. Der SPD-Land­
tagsabgeordnete Boris Weirauch
kritisiert das schleppende Tempo:
"Das ist bitter, da den betroffenen
Bürgern die Zeit davonläuft." Für
Weirauch wäre es fast 50Jahre nach
Einführung des Erlasses eine "gute,
menschliche Geste, wenn sich die
grün·schwarze Regierung
schon vor dem Ende des
Forschungsprojekts für die
negativen Auswirkungen
bei den Betroffenen ent­
schuldigt".

Wunschberuf Eigentlich
hatten viele Betroffene auf
Winfried Kretschmann ge­
setzt, als der Grünen-Politi- '(I. Krelschmann
ker 2011 Ministerpräsident Folodpa

wurde. Der musste Mitte
der 1970er Jahre als Mitglied des
Kommunistischen Bund West­
deutschlands selbst fürchten, dass
ihm wegen seines politischen Enga­
gements der Wunschberuf Lehrer
verschlossen bliebe. Kretschmann
kündigte dann 2012 erstmals eine
wissenschaftliche Aufarbeitung der
Berufsverbote an. Doch es dauerte
drei Jahre, bis 2015 ein von den da­
maligen Regierungsfraktionen Grü­
ne und SPD angestoßener "Runder
Tisch" seine Empfehlungen vorleg­
te. Damals sagten die Abgeordneten


